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INHALT 
 
Hauptamt 
Bezirksausschusssitzungen 
-XII-Münchener Straße 
-XI-Friedrichshofen-Hollerstauden  
 
Bauordnungsamt 
-Baugenehmigung Gluckstr. 2 
-Baugenehmigung Buchnerstr. 27 
 
Straßenverkehrsamt 
Sammeltermine für die Untersuchung von land- und 
forstwirtschaftlichen Zugmaschinen  
 
Tiefbauamt 
Bekanntmachung „Weg um den Auwaldsee“ 
 
Amt für Informations- und Datenverarbeitung 
Öffentliche Ausschreibung Erweiterung  
Omnitracker 
 
Wahlleiter der Stadt Ingolstadt 
Einreichung Wahlvorschläge für Wahl des Oberbür-
germeisters 
 
Sachgebiet Wahlen  
Wahl des Oberbürgermeisters; Eintragung in 
Unterstützungslisten 
 
 

Öffentliche Sitzung des Bezirksausschusses  
XII – Münchener Straße 

 
Am Dienstag, 10.12.2024 findet um 19:30 Uhr eine 
öffentliche Sitzung des Bezirksausschusses  
XII - Münchener Straße statt. Veranstaltungsort: 
Gaststätte Peterwirt, Dorfstr. 2, 85051 Ingolstadt 
 
1.  Begrüßung und Feststellung der ordnungs-

gemäßen Ladung sowie der Beschlussfähig-
keit 

2.  Genehmigung der Niederschrift über die 
letzte Sitzung am 12.11.2024 

3.  Vorstellung Spielplatzplanung im Baugebiet 
Unsernherrn Nord - Königerstr. 

4. Vorstellung Spielplatzergänzung Sonnen-
bruchweg 

5.  Kurz-Bericht über Baubeginn Agro-Forst 
Objekt bei Unsernherrn 

6.  Bürgerhaushalt 2025 Beschluss über Stra-
ßennamenzusatzschilder 

 7.  Einsatz Geschwindigkeitsmessgerät 
 8. Zustand Parkflächen Nähe Anton Kirche 
 9. Bürgeranliegen / Verschiedenes 
 
Ingolstadt, den 02.12.2024 
Martin Dick 
Bezirksausschussvorsitzender 
 

__________________________ 
 

 
Öffentliche Sitzung des Bezirksausschusses  

XI – Friedrichshofen-Hollerstauden 
 
Am Dienstag, 10.12.2024 findet um 19:00 Uhr eine 
öffentliche Sitzung des Bezirksausschusses  
XI – Friedrichshofen-Hollerstauden statt.  
Veranstaltungsort: Thomaskirche, Buchenweg 4, 
85049 Ingolstadt 
 
Tagesordnung: 
Öffentliche Sitzung 
1.  Begrüßung der Anwesenden 
2.  Genehmigung der Niederschrift aus der  

Sitzung vom 15.10.2024 
3.  Mitteilungen der Verwaltung 
3.1. Kleinkinderschaukel für Spielplätze 
3.2. Baubeginnanzeige Samhof 
4.  Bürgerhaushalt 
4.1.  VfB Friedrichshofen - Tore 
5.  Anträge 
5.1. Trinkwasserbrunnen im Haslangpark 
5.2.  Abfallbehälter mit Abdeckung im  

Haslangpark 
 
Bezirksausschussvorsitzender: 
Rainer Mühlberg 
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Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt vom 
21.11.2024 (Az.:02089-24)  

 
Vorhaben/Betreff: Neubau eines Einfamilien-
wohnhauses mit Doppelgarage  
 
Grundstück: Ingolstadt, Gluckstraße 2  
Gemarkung: Ingolstadt  
Flur-Nr.: 1316/2  
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine 
Genehmigung (Bescheid vom 21.11.2024). Geplant 
ist der Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit 
Doppelgarage.  
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt In-
golstadt alle benachbarten Grundstückseigentü-
mer der o.a. Baumaßnahme darauf hin, dass die 
o.a. genehmigten Planunterlagen beim Bauord-
nungsamt der Stadt Ingolstadt eingesehen werden 
können. Rechtsgrundlage für diese Veröffentlichung 
ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bauord-
nung (BayBO).  
Grundsätzlich werden die Planunterlagen in digitaler 
Form zur Verfügung gestellt. Wenden Sie sich bitte 
hierfür vorab per  
E-Mail an bauordnungsamt@ingolstadt.de.  
Sollten Sie hierzu keine Möglichkeit haben, verein-
baren Sie bitte einen Termin mit dem Planannahme-
büro (nördlich der Donau; Tel. 0841/305-2207 und 
südlich der Donau; Tel. 0841/305-2206). 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht München in 
80335 München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,  
80005 München  
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 
  

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur 
Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die 
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen! Ab 01.01.2022 muss der in § 55d 
VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätz-
lich elektronisch einreichen. Kraft Bundesrechts 
wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsge-
richten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig. 
 
Stadt Ingolstadt, Bauordnungsamt 
 

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt vom 
26.11.2024 (Az.:01404-24)  

 
Vorhaben/Betreff: Neubau eines Mehrfamilien-
wohnhauses mit 11 Wohneinheiten, Tiefgarage 
und einem oberirdischen Stellplatz  
 
Grundstück: Ingolstadt, Buchnerstraße 27  
Gemarkung: Ingolstadt  
Flur-Nr.: 4941/6  
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine 
Genehmigung (Bescheid vom 26.11.2024).  
Geplant ist der Neubau eines Mehrfamilienwohn-
hauses mit 11 Wohneinheiten, Tiefgarage und einem 
oberirdischen Stellplatz. Als Baugenehmigungsbe-
hörde weist die Stadt Ingolstadt alle benachbarten 
Grundstückseigentümer der o.a. Baumaßnahme 
darauf hin, dass die o.a. genehmigten Planunterlagen 
beim Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt eingese-
hen werden können. Rechtsgrundlage für diese Ver-
öffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayeri-
schen Bauordnung (BayBO).  
Grundsätzlich werden die Planunterlagen in digitaler 
Form zur Verfügung gestellt. Wenden Sie sich bitte 
hierfür vorab per  
E-Mail an bauordnungsamt@ingolstadt.de.  
Sollten Sie hierzu keine Möglichkeit haben, verein-
baren Sie bitte einen Termin mit dem Planannahme-
büro (nördlich der Donau; Tel. 0841/305-2207 und 
südlich der Donau; Tel. 0841/305-2206).  
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht München in 
80335 München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,  
80005 München  
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München  
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur 
Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die 
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen! Ab 01.01.2022 muss der in § 55d 
VwGO genannte Personenkreis Klagen grundsätz-
lich elektronisch einreichen. Kraft Bundesrechts 
wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsge-
richten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig. 
 
Stadt Ingolstadt, Bauordnungsamt 
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Sammeltermine für die Untersuchung von land- 

und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen 
 

Vollzug der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO) 
Die TÜV SÜD Auto Service GmbH führt im Januar 
2025 im Stadtgebiet Ingolstadt wieder Sammelter-
mine zur Überprüfung von land- und forstwirtschaft-
lichen Zugmaschinen nach § 29 StVZO durch:  
 
Für die Ortsteile Winden, Spitalhof, Seehof, Zuche-
ring und Brunnenreuth am  
Montag, 27. Januar, von 8.00 bis 15:00 Uhr, im 
Lenz-Häusl,  Glöcklweg 7 in 85051 Winden, 
 
für die Ortsteile Pettenhofen, Dünzlau und Irgerts-
heim am  
Montag, 27. Januar, von 09:30 bis 12:00 Uhr im 
Gasthaus Wanger, Lohweg 8 in 85049 Pettenhofen. 
 
und für den Ortsteil Hagau am 
Donnerstag, 30. Januar, von 13:00 bis 15:00 Uhr, im 
Feuerwehrhaus Hagau, Rosenschwaigstr. 105 in 
85051 Hagau. 
 
Stadt Ingolstadt, Straßenverkehrsamt 

__________________________ 
 

 
Bekanntmachung 

 
Teileinziehung „Weg rund um den Auwaldsee“ 
 mit geänderter Widmungsbeschränkung 
 
Die Stadt Ingolstadt zieht teilweise den im Lageplan 
rot dargestellten Weg um den Auwaldsee mit der 
nachträglichen Widmungsbeschränkung „Verbot für 
Fahrzeuge aller Art, Radfahrer frei“ ein. 
 
Der Vorgang kann während der üblichen Öffnungs-
zeiten im Tiefbauamt der Stadt Ingolstadt, Spital-
straße 3, Technisches Rathaus, im 4. Stock, Zimmer 
402, eingesehen werden.  
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem  
Bayerischen Verwaltungsgericht München  
in 80335 München  
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,  
80005 München 
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur 
Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die 
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen! 
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte 
Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

__________________________ 
 

 
Öffentliche Ausschreibung  

 
Die Stadt Ingolstadt, Amt für Informations- und Da-
tenverarbeitung, beabsichtigt folgende Leistung 
nach VGV in Öffentlicher Ausschreibung zu verge-
ben:  
Erweiterung Omnitracker, Nr. 115-0066-2024-U-
IN  
Einreichungstermin: 11.12.2024 um 23:59 Uhr,  
Ausführungsort: Ingolstadt  
Abwicklung der Ausschreibung über die Zentr. 
Vergabestelle, Spitalstr. 3, 85049 Ingolstadt,  
Tel. (0841) 305-2450,  
E-Mail: vergabe@ingolstadt.de  
Auskünfte zur Ausschreibung über die  
Vergabeplattform www.vergabe.bayern.de 
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Bekanntmachung 
über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 

für die Wahl der Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters 
in der Stadt Ingolstadt am 09.02.2025 

 
1.  Durchzuführende Wahl: 

Am Sonntag, dem 09.02.2025, findet die Wahl der Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters der 
Stadt Ingolstadt statt. 

 
2.  Wahlvorschlagsträger 

Wahlvorschläge dürfen nur von Parteien und von Wählergruppen (Wahlvorschlagsträgern) eingereicht 
werden. Der Begriff der politischen Partei richtet sich nach dem Gesetz über die politischen Parteien 
(Parteiengesetz). Wählergruppen sind alle sonstigen Vereinigungen oder Gruppen natürlicher Personen, 
deren Ziel es ist, sich an Gemeindewahlen zu beteiligen. Parteien und Wählergruppen, die verboten sind, 
können keine Wahlvorschläge einreichen. 
 

3. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
3.1 Die Wahlvorschlagsträger werden zur Einreichung von Wahlvorschlägen aufgefordert. Die Wahlvor-

schläge können ab Erlass dieser Bekanntmachung, jedoch spätestens am Donnerstag, 19. Dezember 2024, 
18.00 Uhr, dem Wahlleiter zugesandt oder während der allgemeinen Dienststunden im Neuen Rathaus, 
Rathausplatz 4, 5. Stock, Zimmer 519, übergeben werden.  

 Jeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen Wahlvorschlag einreichen. 
3.2 Werden mehrere gültige Wahlvorschläge eingereicht, findet die Wahl der Oberbürgermeisterin oder des 

Oberbürgermeisters nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl mit Bindung an die sich bewerbenden  
Personen statt. 

3.3 Wird kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, findet die Wahl der Oberbürgermeisterin/des 
Oberbürgermeisters nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl ohne Bindung an sich bewerbende  
Personen statt. 
 

4. Wählbarkeit zur Oberbürgermeisterin oder zum Oberbürgermeister 
4.1 Für das Amt der Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters ist jede Person wählbar, die am  

Wahltag  
 - Deutsche im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist; 
 - das 18. Lebensjahr vollendet hat; 
 
Es kann auch eine Person gewählt werden, die weder eine Wohnung noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Stadt Ingolstadt hat. 
4.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine Person, die nach Art. 39 Abs. 2 GLKrWG nicht wählbar ist 
.  
5.  Aufstellungsversammlungen 
5.1 Alle sich bewerbenden Personen werden von einer Partei oder einer Wählergruppe in einer Versammlung 

aufgestellt, die zu diesem Zweck für den gesamten Wahlkreis einzuberufen ist. 
 Diese Aufstellungsversammlung ist 
 a) eine Versammlung der Anhänger einer Partei oder Wählergruppe, 

b) eine besondere Versammlung von Delegierten, die von Mitgliedern einer Partei oder  
 Wählergruppe für die bevorstehende Aufstellung sich bewerbender Personen gewählt  
 wurden, oder 

c) eine allgemeine Delegiertenversammlung, die nach der Satzung einer Partei oder einer Wählergruppe 
allgemein für bevorstehende Wahlen bestellt wurde. 

 
Die Mehrheit der Mitglieder einer allgemeinen Delegiertenversammlung darf nicht früher als zwei Jahre vor dem 
Monat, in dem der Wahltag liegt, von den Mitgliedern einer Partei oder einer Wählergruppe gewählt worden sein, 
die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im Wahlkreis wahlberechtigt waren. 
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Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Aufstellungsversammlung müssen im Zeitpunkt ihres Zusammentritts 
im Wahlkreis wahlberechtigt sein. Die Aufstellungsversammlung darf nicht früher als 15 Monate vor dem Monat 
stattfinden, in dem der Wahltag liegt. 
 
Die sich bewerbenden Personen werden in geheimer Abstimmung gewählt. Jede an der Aufstellungsversammlung 
teilnahmeberechtigte und anwesende Person ist hierbei vorschlagsberechtigt. Den sich für die Aufstellung bewer-
benden Personen ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. 
 
5.2 Ersatzleute, die für den Fall des Ausscheidens einer sich bewerbenden Person in den Wahlvorschlag nach-

rücken, sind in gleicher Weise wie sich bewerbende Personen aufzustellen. 
5.3 Mehrere Wahlvorschlagsträger können einen gemeinsamen Wahlvorschlag einreichen. Die Einzelheiten 

vereinbaren die Wahlvorschlagsträger. 
5.4 Soll eine Person von mehreren Wahlvorschlagsträgern als sich gemeinsam bewerbende Person aufgestellt 

werden, sind folgende Verfahrensarten möglich: 
5.4.1 Die sich bewerbende Person wird in einer gemeinsamen Aufstellungsversammlung der Parteien und der 

Wählergruppen aufgestellt, die einen gemeinsamen Wahlvorschlag einreichen. 
5.4.2 Die Parteien und die Wählergruppen stellen eine sich bewerbende Person in getrennten Versammlungen 

auf. Es kann dann entweder ein gemeinsamer Wahlvorschlag eingereicht werden, oder die Parteien und 
Wählergruppen reichen getrennte Wahlvorschläge ein.  Eine von mehreren Versammlungen aufgestellte 
Person muss gegenüber dem Wahlleiter schriftlich erklären, ob sie als sich gemeinsam bewerbende Person 
auftreten will oder, falls diese Möglichkeit beschlossen wurde, ob sie sich nicht auf allen Wahlvorschlä-
gen bewerben will. 

 
6.  Niederschrift über die Versammlung 
6.1 Über die Aufstellungsversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Aus der Niederschrift muss  

ersichtlich sein: 
 - die ordnungsgemäße Ladung zur Aufstellungsversammlung 
 - Ort und Zeit der Aufstellungsversammlung, 
 - die Zahl der teilnehmenden Personen, 
 - bei einer allgemeinen Delegiertenversammlung die Erklärung, dass die Mehrheit der  
  Delegierten nicht früher als zwei Jahre vor dem Monat, in dem der Wahltag liegt, von  
  den Mitgliedern einer Partei oder einer Wählergruppe gewählt worden ist, die im  
  Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im Wahlkreis wahlberechtigt waren, 
 - der Verlauf der Aufstellungsversammlung, 
 - das Wahlverfahren, nach dem die sich bewerbenden Personen gewählt wurden,  

- die Ergebnisse der Wahl der sich bewerbenden Personen, 
 - auf welche Weise ausgeschiedene sich bewerbende Personen ersetzt werden, sofern 
   die Aufstellungsversammlung Ersatzleute aufgestellt hat. 
6.2 Die Niederschrift ist von der die Aufstellungsversammlung leitenden Person und zwei Wahlberechtigten, 

die an der Versammlung teilgenommen haben, zu unterschreiben. Jede wahlberechtigte Person darf nur 
eine Niederschrift unterzeichnen. Auch sich bewerbende Personen dürfen die Niederschrift unterzeich-
nen, wenn sie an der Versammlung teilgenommen haben. 

6.3 Der Niederschrift muss eine Anwesenheitsliste beigefügt sein, in die sich diejenigen  
Wahlberechtigten mit Namen, Anschrift und Unterschrift eingetragen haben, die an der  Versammlung 
teilgenommen haben. 

6.4 Die Niederschrift mit der Anwesenheitsliste ist dem Wahlvorschlag beizulegen. 
 
7.  Inhalt der Wahlvorschläge 
7.1 Sich bewerbende Personen dürfen bei Wahlen für ein gleichartiges Amt, die am selben Tag stattfinden, 

nur in einem Wahlkreis aufgestellt werden. Sie dürfen bei einer Wahl nur in einem Wahlvorschlag be-
nannt werden.  
Bei der Wahl des Oberbürgermeisters darf jeder Wahlvorschlag nur eine sich bewerbende Person  
enthalten. 
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7.2 Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen. Gemein-
same Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tra-
gen. Kurzbezeichnungen, bei denen der Name der Partei oder der Wählergruppe nur durch eine Buchsta-
benfolge oder in anderer Weise ausgedrückt wird, reichen als Kennwort aus. Dem Kennwort ist eine wei-
tere Bezeichnung beizufügen, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge  
erforderlich ist.  

 Wird ein Wahlvorschlag ohne Kennwort eingereicht, gilt der Name des  
 Wahlvorschlagsträgers als Kennwort, bei einem gemeinsamen Wahlvorschlag gelten die  
 Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen in der im  
 Wahlvorschlag genannten Reihenfolge als Kennwort. Enthalten gemeinsame, aber  
 getrennt eingereichte Wahlvorschläge zur Oberbürgermeisterwahl kein oder kein  
 gemeinsames Kennwort, gelten die Kennworte der Wahlvorschläge in alphabetischer  
 Reihenfolge als gemeinsames Kennwort. 
7.3 Organisierte Wählergruppen haben einen Nachweis über die Organisation vorzulegen,  
 wenn sie als organisiert behandelt werden sollen. 
7.4 Jeder Wahlvorschlag soll eine Beauftragte/einen Beauftragten und ihre/seine Stellvertretung bezeichnen, 

die in der Stadt Ingolstadt wahlberechtigt sein müssen. Fehlt diese Bezeichnung, gilt die erste Unterzeich-
nerin/der erste Unterzeichner als Beauftragte/r, die/der zweite als ihre/seine Stellvertretung. Die/Der Be-
auftragte ist berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung der beauftragten Person.  

7.5 Jeder Wahlvorschlag muss die Angabe der sich bewerbenden Person und ggf. der ersatzweise sich bewer-
benden Person entsprechend der Aufstellung in der Niederschrift über die Aufstellungsversammlung nach 
Familienname, Vorname, Tag der Geburt, Geschlecht, Beruf oder Stand und Anschrift enthalten. 

7.6 Angegeben werden können 
 a) Geburtsnamen, falls sich die Namensführung innerhalb von 2 Jahren vor dem  
              Wahltag geändert hat, 
 b) kommunale Ehrenämter und im Grundgesetz und in der Verfassung vorgesehene  
              Ämter, falls diese in den Stimmzettel aufgenommen werden sollen. Es sind dies  
              insbesondere: Ehrenamtliche erste, zweite oder dritte Bürgermeisterin,  
              ehrenamtlicher erster, zweiter oder dritter Bürgermeister, Stadtratsmitglied,  
              stellvertretende Landrätin, stellvertretender Landrat, Kreisrätin,  
              Kreisrat, Bezirkstagspräsidentin, Bezirkstagspräsident, stellvertretende  
              Bezirkstagspräsidentin, stellvertretender Bezirkstagspräsident, Bezirksrätin,  
              Bezirksrat, Mitglied des Europäischen Parlaments, des Bundestags, des Landtags. 
7.7 Die sich bewerbende Person muss erklären, dass sie der Aufnahme ihres Namens in den  
 Wahlvorschlag zustimmt und dass sie bei Wahlen für ein gleichartiges Amt, die am  
 selben Tag stattfinden, nur in einem Wahlkreis aufgestellt wird.  Wird eine mehrfache  
 Aufstellung festgestellt, hat die sich bewerbende Person dem Wahlleiter nach  
 Aufforderung mitzuteilen, welche Bewerbung gelten soll. Unterlässt sie diese Mitteilung  
 oder widersprechen sich die Mitteilungen, sind die Bewerbungen für ungültig zu  
 erklären. 
 Die sich bewerbende Person muss außerdem erklären, dass sie nicht von der  
 Wählbarkeit ausgeschlossen ist. 
7.8 Ein Wahlvorschlag zur Wahl des Oberbürgermeisters muss ferner, wenn die sich  
 bewerbende Person im Wahlkreis weder eine Wohnung noch ihren gewöhnlichen  
 Aufenthalt hat, eine Bescheinigung der Gemeinde, in der die sich bewerbende Person  
 ihre Wohnung, die nicht ihre Hauptwohnung sein muss, oder ohne eine Wohnung zu  
 haben ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, über ihre Wählbarkeit enthalten. 
 Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 
7.9 Ein Wahlvorschlag zur Wahl der Oberbürgermeisterin oder des Oberbürgermeisters muss, wenn sich die 

Person nicht in der Gemeinde bewerben will, in der sie ihre alleinige Wohnung oder ihre Hauptwohnung  
hat, eine Bescheinigung dieser Gemeinde, bei Personen ohne Wohnung der letzten Wohnsitzgemeinde, 
enthalten, dass sie nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist. Die Gemeinde/Stadt darf diese Beschei-
nigung nur einmal ausstellen. 

 Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 
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8. Unterzeichnung der Wahlvorschläge 
Jeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahlberechtigten unterschrieben sein, die am  
30.12.2024 wahlberechtigt sind. Die Unterzeichnung durch sich bewerbende Personen oder Ersatzleute 
eines Wahlvorschlags ist unzulässig. Die Unterschriften auf dem Wahlvorschlag müssen eigenhändig ge-
leistet werden. 
Die Unterzeichner müssen Familienname, Vorname und Anschrift angeben und in der Stadt wahlberech-
tigt sein. Jeder Wahlberechtigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Die Zurückziehung einzel-
ner Unterschriften, der Verlust des Wahlrechts oder der Tod der Unterzeichner des Wahlvorschlags be-
rührt die Gültigkeit des Wahlvorschlags nicht. 
  

9. Unterstützungslisten für Wahlvorschläge 
9.1 Wahlvorschläge von neuen Wahlvorschlagsträgern müssen nicht nur von zehn Wahlberechtigten unter-

schrieben werden, sondern zusätzlich von mindestens 385 Wahlberechtigten durch Unterschrift in Listen, 
die bei der Stadtverwaltung aufliegen, unterstützt werden. Neue Wahlvorschlagsträger sind Parteien und 
Wählergruppen, die im Stadtrat seit dessen letzter Wahl nicht aufgrund eines eigenen Wahlvorschlags 
ununterbrochen bis zum 90. Tage vor dem Wahltag vertreten waren; sie benötigen allerdings dann keine 
zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn sie bei der letzten Landtagswahl oder bei der letzten Eu-
ropawahl mindestens fünf v. H. der im Land insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen oder bei der letzten 
Bundestagswahl mindestens fünf v. H. der im Land abgegebenen gültigen Zweitstimmen erhalten haben. 
Maßgeblich sind die von der Landeswahlleitung früher als drei Monate vor dem Wahltag bekannt ge-
machten Ergebnisse. 
Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn dessen 
Wahlvorschlagsträger in ihrer Gesamtheit im Stadtrat seit dessen letzter Wahl auf Grund des gleichen 
gemeinsamen Wahlvorschlags bis zum 90. Tag vor dem Wahltag vertreten waren oder wenn mindestens 
einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger keine zusätzlichen Unterstützungsunterschriften benötigt. 

9.2 In die Unterstützungsliste dürfen sich nicht eintragen: 
 - die in einem Wahlvorschlag aufgeführten sich bewerbenden Personen und Ersatzleute, 
 - Wahlberechtigte, die sich in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben, 
 - Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterzeichnet haben. 
9.3 Während der Eintragungszeiten ist in dem Gebäude, in dem sich der Eintragungsraum befindet, sowie 

unmittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede Behinderung oder erhebliche Belästigung der sich 
Eintragenden verboten.  

9.4 Die Zurücknahme gültiger Unterschriften ist wirkungslos. 
9.5 Die Einzelheiten über die Eintragungsfristen, die Eintragungsräume, die Öffnungszeiten und die Ausstel-

lung von Eintragungsscheinen an kranke Personen oder Personen mit körperlicher Behinderung werden 
von der Stadt gesondert bekannt gemacht. 

 
10.  Zurücknahme von Wahlvorschlägen 

Die Zurücknahme der Wahlvorschläge im Ganzen ist nur bis zum 19.12.2024, 
18 Uhr, zulässig. Über die Zurücknahme von Wahlvorschlägen im Ganzen beschließen die Wahlvor-
schlagsträger in gleicher Weise wie über die Aufstellung der Wahlvorschläge. Die beauftragte Person 
kann durch die Aufstellungsversammlung verpflichtet werden, unter bestimmten Voraussetzungen den 
Wahlvorschlag zurückzunehmen. 

 
Ingolstadt, 03.12.2024 
 
gez. 
Dirk Müller 
Wahlleiter  
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Bekanntmachung  
über die Eintragungsmöglichkeiten in Unterstützungslisten 

für die Wahl des Oberbürgermeisters in Ingolstadt am 09. Februar 2025 
 
1. Falls Wahlvorschläge zusätzliche Unterstützungsunterschriften benötigen, können sich  

die Wahlberechtigten ab dem Tag nach der Einreichung des Wahlvorschlags, jedoch spätestens bis Mon-
tag, dem 30.12.2024, 12 Uhr, mit Familiennamen, Vornamen und Anschrift in eine Unterstützungsliste 
eintragen. 

2. Es bestehen folgende Eintragungsmöglichkeiten: 
  

Anschrift des Eintragungsraumes Eintragungszeiten 
Neues Rathaus, Rathausplatz 4, 
85049 Ingolstadt,  
Bürgeramt, Erdgeschoss 

Mo. – Fr.        08.00 – 12.30 Uhr 
Mo., Di.          13.30 – 16.00 Uhr 
Do.                  13.30 – 17.30 Uhr 
 
Heiligabend, 24.12.24, geschlossen 
 
Zusätzliche Eintragungszeiten: 
 
Samstag, 21.12.2024, 
09.00 bis 11.00 Uhr 
 
Donnerstag, 19.12.2024: 
17.30 – 20.00 Uhr 

Der Eintragungsraum ist barrierefrei erreichbar. 
 

3. Die Unterschrift muss eigenhändig geleistet werden. Wer glaubhaft macht, wegen Krankheit oder körper-
licher Behinderung nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage zu sein, einen Eintra-
gungsraum aufzusuchen, erhält auf Antrag einen Eintragungsschein. Auf dem Eintragungsschein ist an 
Eides statt zu versichern, dass diese Voraussetzungen für die Erteilung vorliegen. Die Eintragung kann in 
diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre 
Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung 
im Eintragungsraum für sie vorzunehmen. Der Eintragungsschein ist bei der Eintragung abzugeben. Ein-
tragungsscheine können unter Angabe von  
Familienname, Vorname und Wohnanschrift schriftlich (auch per E-Mail) oder mündlich  
(nicht telefonisch) bei der Stadt beantragt werden. Die Eintragung kann nicht brieflich erklärt werden.  

4. Personen, die sich eintragen wollen, müssen ihren Personalausweis, ausländische Unionsbürger/Unions-
bürgerinnen ihren Identitätsausweis oder ihren Reisepass vorlegen. 

 
Stadt Ingolstadt, Sachgebiet Wahlen  
 

 
Ende der amtlichen Bekanntmachung 

 
 
 
 
 Das Amtsblatt der Stadt Ingolstadt wird aus-

schließlich digital veröffentlicht und erscheint 
wöchentlich und nach Bedarf. Es wird im Inter-
net auf der öffentlich zugänglichen Internetseite  

www.ingolstadt.de/amtliche 
veröffentlicht. Das dort eingestellte elektroni-
sche PDF-Dokument ist die amtlich bekannt ge-
machte Fassung. 


